
Im Fall der Verneinung: 

3. Stehen die Bananen betreffenden Protokolle im Anhang der 
Abkommen von Lomé Erhöhungen einer Abgabe wie der 
italienischen Verbrauchsteuer auf Bananen somalischen Ur­
sprungs nach dem 1. April 1976 unabhängig von den kon­
kreten Auswirkungen derartiger Erhöhungen auf die Ausfuhr 
solcher Bananen entgegen? 

Vorabentscheidungsersuchen des Court of Appeal 
(Vereinigtes Königreich) eingereicht am 13. März 2009 — 
Commissioners for Her Majesty’s Revenue and 

Customs/Weald Leasing Limited 

(Rechtssache C-103/09) 

(2009/C 129/13) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Court of Appeal 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Commissioners for Her Majesty’s Revenue and Customs 

Beklagte: Weald Leasing Limited 

Vorlagefragen 

1. Wenn unter Umständen wie denen des vorliegenden Falls 
ein von der Mehrwertsteuer größtenteils befreites Unterneh­
men eine Leasingvertragsgestaltung für Wirtschaftsgüter un­
ter Einschaltung eines Dritten wählt, anstatt die Wirtschafts­
güter unmittelbar zu erwerben, führt dann diese Leasing­
vertragsgestaltung für Wirtschaftsgüter ganz oder teilweise 
zu einem Steuervorteil, der im Sinne des Urteils vom 21. 
Februar 2006, Halifax u. a. (C-255/02, Slg. 2006, I-1609, 
Randnr. 74; im Folgenden: Urteil Halifax) dem mit der 
Sechsten Richtlinie ( 1 ) verfolgten Ziel zuwiderläuft? 

2. Stellt es unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die 
Sechste Richtlinie das Vermieten von Wirtschaftsgütern 
durch von der Mehrwertsteuer ganz oder teilweise befreite 
Unternehmen vorsieht, unter Berücksichtigung der Bezug­
nahme des Gerichtshofs auf „normale Handelsgeschäfte“ im 
Urteil Halifax, Randnr. 69, und im Urteil vom 22. Mai 
2008, Ampliscientifica und Amplifin (C-162/07, Slg. 
2008, I-4019, Randnr. 27), sowie auf „normale Geschäfts­
tätigkeit“ im Urteil Halifax, Randnr. 80, und unter Berück­
sichtigung des Fehlens einer solchen Bezugnahme im Urteil 
vom 21. Februar 2008, Part Service (C-425/06, Slg. 2008, I- 
897), eine missbräuchliche Praxis dar, wenn ein von der 
Mehrwertsteuer ganz oder teilweise befreites Unternehmen 
so vorgeht, obwohl es im Rahmen seiner normalen Handels­
geschäfte keine Leasingumsätze tätigt? 

3. Falls Frage 2 zu bejahen ist: 

a) Welche Relevanz hat der Begriff „normale Handelsge­
schäfte“ für die Randnrn. 74 und 75 des Urteils Halifax? 
Ist der Begriff für Randnr. 74 oder für Randnr. 75 oder 
für beide Randnummern relevant? 

b) Sind unter „normalen Handelsgeschäften“ zu verstehen: 

(1) Geschäfte, die der betreffende Steuerpflichtige typi­
scherweise tätigt; 

(2) Geschäfte, die zwei oder mehr Beteiligte zu Markt­
bedingungen tätigen; 

(3) Geschäfte, die wirtschaftlich vertretbar sind; 

(4) Geschäfte, bei denen wirtschaftliche Belastungen und 
Risiken entstehen, die typischerweise mit den ent­
sprechenden wirtschaftlichen Vorteilen verbunden 
sind; 

(5) Geschäfte, die insofern nicht künstlich sind, als sie 
wirtschaftlichen Wert haben, oder 

(6) irgendeine andere Art oder Kategorie von Geschäf­
ten? 

4. Wenn festgestellt wird, dass die Leasingvertragsgestaltung für 
Wirtschaftsgüter ganz oder teilweise eine missbräuchliche 
Praxis darstellt, wie ist diese Vertragsgestaltung dann ange­
messen neu zu definieren? Sollen das nationale Gericht oder 
die Steuererhebungsbehörde insbesondere 

a) die Existenz des zwischengeschalteten Dritten ignorieren 
und verfügen, dass Mehrwertsteuer auf den Normalwert 
der Leasingleistungen zu entrichten ist; 

b) die Leasingvertragsgestaltung als unmittelbaren Kauf neu 
definieren oder 

c) die Umsätze in irgendeiner anderen Weise neu definie­
ren, die entweder das Gericht oder die Steuererhebungs­
behörde für angemessen hält, um auf die Lage abzustel­
len, die ohne die die missbräuchliche Praxis darstellen­
den Umsätze bestanden hätte? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d’État (Belgien) 
eingereicht am 20. März 2009 — Terre wallonne/Région 

wallonne 

(Rechtssache C-105/09) 

(2009/C 129/14) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Conseil d’État
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Terre wallonne 

Beklagte: Région wallonne 

Vorlagefragen 

1. Gehört das Programm zur Verwaltung des Stickstoffs für die 
als gefährdet ausgewiesenen Gebiete, dessen Aufstellung Art. 
5 Abs. 1 der Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. 
Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreini­
gung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen ( 1 ) vor­
schreibt, zu den Plänen oder Programmen im Sinne von Art. 
3 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42/EG des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über 
die Prüfung der Umweltauswirkungen ( 2 ) bestimmter Pläne 
und Programme, die in den Bereichen Landwirtschaft, Forst­
wirtschaft, Fischerei, Energie, Industrie, Verkehr, Abfallwirt­
schaft, Wasserwirtschaft, Telekommunikation, Fremdenver­
kehr, Raumordnung oder Bodennutzung ausgearbeitet wer­
den, und setzt es den Rahmen für die künftige Genehmi­
gung der in den Anhängen I und II der Richtlinie 
85/337/EWG ( 3 ) aufgeführten Projekte? 

2. Gehört das Programm zur Verwaltung des Stickstoffs für die 
als gefährdet ausgewiesenen Gebiete, dessen Aufstellung Art. 
5 Abs. 1 der Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. 
Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreini­
gung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen vor­
schreibt, zu den Plänen oder Programmen im Sinne von 
Art. 3 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/42/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 
2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimm­
ter Pläne und Programme, bei denen angesichts ihrer voraus­
sichtlichen Auswirkungen auf Gebiete eine Prüfung nach 
den Art. 6 oder 7 der Richtlinie 92/43/EWG ( 4 ) für erforder­
lich erachtet wird, insbesondere wenn das fragliche Pro­
gramm zur Verwaltung des Stickstoffs auf alle ausgewiese­
nen gefährdeten Gebiete der Région Wallonne Anwendung 
findet? 

3. Gehört das Programm zur Verwaltung des Stickstoffs für die 
als gefährdet ausgewiesenen Gebiete, dessen Aufstellung Art. 
5 Abs. 1 der Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. 
Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreini­
gung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen vor­
schreibt, zu den nicht unter Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 
[2001/42/EG] fallenden Plänen oder Programmen, durch 
die der Rahmen für die künftige Genehmigung von Projek­
ten gesetzt wird und in Bezug auf die die Mitgliedstaaten 
nach Art. 3 Abs. 4 in der in Abs. 5 vorgesehenen Weise 
darüber befinden müssen, ob sie voraussichtlich erhebliche 
Umweltauswirkungen haben? 

( 1 ) ABl. L 375, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 197, S. 30. 
( 3 ) Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Um­

weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten 
Projekten (ABl. L 175, S. 40). 

( 4 ) Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung 
der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 
Pflanzen (ABl. L 206, S. 7). 

Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d’État (Belgien) 
eingereicht am 23. März 2009 — Inter-Environnement 

Wallonie ASBL/Région wallonne 

(Rechtssache C-110/09) 

(2009/C 129/15) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Conseil d’État 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Inter-Environnement Wallonie ASBL 

Beklagte: Région wallonne 

Vorlagefragen 

1. Gehört das Programm zur Verwaltung des Stickstoffs für die 
als gefährdet ausgewiesenen Gebiete, dessen Aufstellung Art. 
5 Abs. 1 der Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. 
Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreini­
gung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen ( 1 ) vor­
schreibt, zu den Plänen oder Programmen im Sinne von Art. 
3 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42/EG des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über 
die Prüfung der Umweltauswirkungen ( 2 ) bestimmter Pläne 
und Programme, die in den Bereichen Landwirtschaft, Forst­
wirtschaft, Fischerei, Energie, Industrie, Verkehr, Abfallwirt­
schaft, Wasserwirtschaft, Telekommunikation, Fremdenver­
kehr, Raumordnung oder Bodennutzung ausgearbeitet wer­
den, und setzt es den Rahmen für die künftige Genehmi­
gung der in den Anhängen I und II der Richtlinie 
85/337/EWG ( 3 ) aufgeführten Projekte? 

2. Gehört das Programm zur Verwaltung des Stickstoffs für die 
als gefährdet ausgewiesenen Gebiete, dessen Aufstellung Art. 
5 Abs. 1 der Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. 
Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreini­
gung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen vor­
schreibt, zu den Plänen oder Programmen im Sinne von 
Art. 3 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/42/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 
2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimm­
ter Pläne und Programme, bei denen angesichts ihrer voraus­
sichtlichen Auswirkungen auf Gebiete eine Prüfung nach 
den Art. 6 oder 7 der Richtlinie 92/43/EWG ( 4 ) für erforder­
lich erachtet wird, insbesondere wenn das fragliche Pro­
gramm zur Verwaltung des Stickstoffs auf alle als gefährdet 
ausgewiesenen Gebiete der Région wallonne Anwendung 
findet? 

3. Gehört das Programm zur Verwaltung des Stickstoffs für die 
als gefährdet ausgewiesenen Gebiete, dessen Aufstellung Art. 
5 Abs. 1 der Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. 
Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreini­
gung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen vor­
schreibt, zu den nicht unter Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 
[2001/42/EG] fallenden Plänen oder Programmen, durch 
die der Rahmen für die künftige Genehmigung von Projek­
ten gesetzt wird und in Bezug auf die die Mitgliedstaaten
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